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STELLUNGNAHME  

des Bauherren-Schutzbund e.V.  

zum aktuellen Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz eines Ge-
setzes zur Zulassung virtueller Wohnungseigentümerversammlungen, zur Er-
leichterung des Einsatzes von Steckersolargeräten und zur Übertragbarkeit 
beschränkter persönlicher Dienstbarkeiten für Erneuerbare-Energien-Anlagen  

 

Der Bauherren-Schutzbund e.V. (BSB) ist eine gemeinnützige Verbraucherschutzorga-
nisation und unter anderem Mitglied im Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. Der 
Verein vertritt bauorientierte Verbraucherinteressen privater Bauherren, Immobilien-
erwerber:innen und Wohneigentümer:innen, verbreitet Verbraucherinformationen und 
bietet bundesweit unabhängige Verbraucherberatung im Bau- und Immobilienbereich 
an. Der BSB ist in der Liste qualifizierter Einrichtungen nach § 4 des Unterlassungskla-
gegesetzes eingetragen und somit befugt, bei verbraucherfeindlichen Vertragsklau-
seln das Recht auf Abmahnung und Unterlassungsklage auszuüben. Darüber hinaus 
ist der BSB im Lobbyregister des Deutschen Bundestages unter der Registernummer 
R000670 eingetragen. 

 

Grundlegende Einschätzung des BSB zur Änderung des Wohneigentumsrechts hin-
sichtlich der Erleichterung zur Durchführung von rein virtuellen Eigentümerversamm-
lungen (Ergänzung § 23 WEG um Absatz 2a) 

Für die Durchführung von rein virtuellen Wohneigentümerversammlungen soll § 23 WEG 
um den Absatz 2a ergänzt werden. Demzufolge sollen die Wohnungseigentümer:innen 
mit mindestens dreiviertel der abgegebenen Stimmen beschließen können, Eigentü-
merversammlungen innerhalb eines Zeitraums von längstens drei Jahren rein virtuell 
stattfinden lassen zu können. 

Aus Sicht des BSB gibt es keine Notwendigkeit für die vorgeschlagene Änderung. 
Durch die aktuelle Gesetzeslage besteht bereits die Möglichkeit, dass Wohnungsei-
gentümer:innen die Eigentümerversammlungen online durchführen können, wenn alle 
Eigentümer:innen dem Online-Format zugestimmt haben. Außerdem besteht die Mög-
lichkeit, dass Eigentümer:innen online teilnehmen können, wenn die Durchführung 
hybrider Eigentümerversammlungen mit einfacher Mehrheit beschlossen wurde.  
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Der BSB lehnt es ab, dass mit einer Dreiviertelmehrheit der Eigentümer:innen eine rein 
virtuelle Wohnungseigentümerversammlung ohne Möglichkeit der Präsenzteilnahme 
beschlossen werden kann. 

Die Durchführung von rein virtuellen Eigentümerversammlungen erleichtert bzw. ver-
einfacht weder für die Verwaltungen noch für die Eigentümer:innen zwingend die Ver-
sammlungen. Auch die Entscheidungsfindung wird durch virtuelle Eigentümerver-
sammlungen nicht per se erleichtert, im Gegenteil. Eine Diskussion, an der sich mög-
lichst viele beteiligen, ist im digitalen Raum erfahrungsgemäß viel schwieriger umzu-
setzen als im Rahmen einer Präsenzveranstaltung. Der Einsatz digitaler Instrumente 
ist nur ein technisches Hilfsmittel. Gut vorbereitet und moderiert muss die Versamm-
lung bei allen Formaten sein. 

Die Begründung der Kostenersparnis ist ebenso wenig nachvollziehbar. Die Berech-
nungen wirken stark verallgemeinernd und sind anzuzweifeln, da sie nur auf Hypothe-
sen beruhen, ohne statistische oder wissenschaftliche Belege anzuführen. Den Ände-
rungsvorschlag außerdem unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit anzuführen, wirkt 
ebenso wenig überzeugend, weil nachvollziehbare Argumente für diesen Gesichts-
punkt fehlen. So ist der Zusammenhang (Seite 6 RefE, Absatz zu Nachhaltigkeitsas-
pekten), dass eine virtuelle Wohnungseigentümerversammlung die Entscheidungsfin-
dungen in Bezug auf die Nutzung erneuerbarer Energien erleichtere, völlig unver-
ständlich. 

Bei rein virtuellen Versammlungen besteht die Gefahr, dass insbesondere (ältere) 
Wohnungseigentümer:innen, die technisch nicht so versiert und dementsprechend 
nicht ausgestattet sind, ausgeschlossen werden. Die gleichberechtigte Teilhabe aller 
Eigentümer:innen sieht der BSB gefährdet. Bei wichtigen Abstimmungen in der Eigen-
tümerversammlung können technisch nicht versierte bzw. nicht hinreichend ausge-
stattete Eigentümer:innen dann weder mitdiskutieren noch mitbeschließen. Die Mög-
lichkeit, online an Versammlungen teilzunehmen, ist ausdrücklich zu begrüßen. Es be-
steht jedoch auf der anderen Seite keine Notwendigkeit, die Online-Teilnahme für alle 
Wohnungseigentümer:innen zu erzwingen. Hybrid-Versammlungen sind eine geeig-
nete und bereits bewährte Lösung. 

Des Weiteren ist nicht nachvollziehbar, warum im Gesetzentwurf eine Regelung in An-
lehnung an die Aktionärsversammlung bzw. das Aktiengesetz geschaffen werden soll. 
Die Formate sind nicht vergleichbar. Bei Wohneigentümerversammlungen wird direkt 
über ganz wesentliche Eigentums-, Vermögens- und Investitionswerte der jeweiligen 
Eigentümer:innen entschieden. Deshalb muss sichergestellt sein, dass jeder und jede 
Eigentümer:in, unabhängig von der digitalen Kompetenz und Ausstattung, ohne Ein-
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schränkung vollen Einfluss auf die sie persönlich betreffenden Entscheidungspro-
zesse hat. Das Aktionärsrecht richtet sich vor allem an professionelle Anleger und In-
vestoren und hat weniger den Verbraucher im Fokus. 

Darüber hinaus ist noch ungeklärt, wie ein Beschluss für die Durchführung einer reinen 
Online-Versammlung rückgängig gemacht werden kann. Der Referentenentwurf sieht 
vor, dass bei der Zustimmung von 75 Prozent der Wohnungseigentümer:innen die On-
line-Eigentümerversammlung auf drei Jahre festgelegt werden kann. Kann der Be-
schluss, auch wenn er auf drei Jahre angelegt ist, frühzeitig zurückgenommen wer-
den, wenn das Format nicht mehr gewünscht ist? Und was für ein Quorum ist dafür 
notwendig, auch mindestens 75 Prozent? Wenn eine Änderung jederzeit möglich ist, 
könnte auch vor Ablauf der drei Jahre der Beschluss des rein virtuellen Formates er-
neuert und die Online-Versammlung durch die Hintertür zum Standard werden. 

Fazit: Die geplante Gesetzesänderung ist weder notwendig noch wird sie nachvoll-
ziehbar begründet. Der BSB fordert deshalb, die angestrebte Gesetzesänderung nicht 
umzusetzen und es bei den derzeitigen Regelungen zu belassen, um eine Präsenzteil-
nahme für diejenigen, die es wollen, weiterhin zu gewährleisten. 

 

 

Erweiterung der privilegierten Maßnahmen um die Installation von Steckersolargerä-
ten (Ergänzung des § 20 WEG Abs. 2 Satz 1, Änderung §554 BGB Abs. 1 Satz 1) 

Der BSB begrüßt die Ausweitung der privilegierten Maßnahmen auf die Nutzung von 
Steckersolargeräten für Wohnungseigentümer:innen und Mieter:innen. Mit dieser Er-
gänzung können sowohl Wohnungseigentümer:innen als auch Mieter:innen einen ein-

facheren Zugang zu erneuerbaren Energien erhalten, einen individuellen Beitrag zur 
Klima- und Energiewende leisten und zugleich Kosten bei der eigenen Stromver-
sorgung einsparen. 

 

 

Berlin, 31.07.2023 

Bauherren-Schutzbund e.V. 


